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Wie kann ein freiheitliches
Gesundheitssystem aus-
sehen, in dem Ärzte ger-

ne arbeiten? Ein System, in dem sie
Sachwalter der Patienten sein kön-
nen, frei von bürokratischer Drang-
salierung, Budgetierung und dem
Zwang zur Rationierung. Diese Fra-
ge stellte der Hartmannbund-Lan-
desverband Nordrhein kürzlich in
Köln zur Debatte. Die Landesvorsit-
zende Angelika Haus hatte Vertreter
der politischen Parteien zur Podi-
umsdiskussion eingeladen. Gekom-
men waren Andrea Nahles, Präsidi-
umsmitglied der SPD, Barbara Stef-
fens, gesundheitspolitische Spreche-
rin der Grünen im NRW-Landtag,
und die Bundestagsabgeordneten
Dr. Hans Georg Faust (CDU) und
Daniel Bahr (FDP). Es moderierte
Dr. Torsten Casimir von der Rheini-
schen Post. Das erste Wort hatte Pro-
fessor Dr. Peter Oberender, Profes-
sor für Volkswirtschaftslehre an der
Universität Bayreuth.

Er machte den Ärztinnen und
Ärzten zunächst wenig Hoffnung:
„Bis zum Jahr 2007 wird im Gesund-
heitswesen politisch nichts gesche-
hen“, so seine Einschätzung einige
Wochen vor der Bundestagswahl.
Andere Themen – Arbeitsmarkt
und Rente – besitzen im politischen
Raum höhere Priorität, glaubt Obe-
render.

Der „Markt der Zukunft“ ist
nach seiner Einschätzung der „freie
Gesundheitsmarkt“. Dieser hatte
im Jahr 2004 bereits einen Umfang
von 150 bis 180 Milliarden Euro.
Zum Vergleich: Die Ausgaben der
GKV betrugen im gleichen Jahr
rund 140 Milliarden Euro. Rationa-
lisierungsreserven gibt es in der
GKV laut Oberender kaum mehr.
Die Gesetzlichen Krankenkassen
sind der „Explosion des Machba-

ren“ in der Medizin bei einer immer
älter werdenden Bevölkerung nach
Einschätzung des Ökonomen nicht
gewachsen.

Einen zunehmenden Anteil an
den weiter steigenden Gesundheits-
ausgaben werden nach seiner Prog-
nose Leistungen außerhalb der
GKV haben, zum Beispiel individu-
elle Gesundheitsleistungen und
Wahlleistungen. „Ich schätze, dass
wir bereit sind, ein Viertel unseres
Einkommens für Gesundheit auszu-
geben“, sagte Oberender.

Er glaubt, dass sich die Probleme
der Krankenversicherung nur durch
eine konsequente Liberalisierung
nachhaltig lösen lassen: Personen-
bezogene, risikoäquivalente Beiträ-
ge, Kapitaldeckung, Altersrückstel-
lungen und Aufhebung des Kontra-
hierungszwangs – diese Begriffe
skizzieren sein marktwirtschaftli-
ches Konzept. Ein Katalog von le-
bensnotwendigen Grundleistungen
und ein dem Wohngeld vergleichba-
res „Versicherungsgeld“ für diejeni-
gen, die ihre Prämie nicht aus eige-
ner Kraft aufbringen können, sollen
der sozialen Abfederung dienen.

Solidarisch oder individuell?

Und die Politiker? Ökonom
Oberender glaubt, dass die konkur-
rierenden Vorschläge der Volkspar-
teien – SPD-Bürgerversicherung
und Gesundheitsprämie der Union
– keine solide Finanzierungsgrund-
lage für die Gesetzliche Kranken-
versicherung (GKV) bedeuten wür-
den: „Beide Modelle sind nicht
nachhaltig.“ 

Am nächsten bei Oberender ist
die FDP, deren Konzept Daniel
Bahr erläuterte. Auch die liberale
Partei setzt auf privaten Kranken-
versicherungsschutz, wobei es eine

Versicherungspflicht für Regelleis-
tungen geben soll. Darüber hinaus
ist eine Vielzahl von Wahltarifen
möglich. Der soziale Ausgleich soll
über das  Steuersystem laufen.

Deutlich unterscheidet sich der
Ansatz der Union: „Das Risiko
Krankheit muss solidarisch abgesi-
chert werden, nicht individuell“,
sagte Dr. Hans Georg Faust. CDU
und CSU halten an der GKV fest,
wollen aber die Beitragserhebung
völlig neu gestalten: Die Kassen er-
halten pro erwachsenem Versicher-
ten eine persönliche Pauschale, hin-
zu kommt der dauerhaft festge-
schriebene Arbeitgeberbeitrag.

Andrea Nahles von der SPD und
Barbara Steffens von den Grünen
wollen die Einnahmebasis der GKV
durch die Bürgerversicherung ver-
breitern, die auch für die bisher frei-
willig Versicherten, Selbständigen
und Beamten verpflichtend wäre.
Beide Politikerinnen äußerten gro-
ße Bedenken dagegen, den derzeiti-
gen Leistungsumfang der GKV – et-
wa durch die Definition von Regel-
und Wahlleistungen – einzuschrän-
ken. „Eine Diskussion darüber
müsste gesellschaftlich und ethisch
geführt werden“, sagte Steffens (zu
den gesundheitspolitischen Pro-
grammen der Parteien siehe auch
www.aekno.de/Rubrik Aktuelles).

Und die Ärzte? Der Hartmann-
bund plädiert für eine liberale Lö-
sung, wie die Landesvorsitzende
Angelika Haus deutlich machte: Ei-
ne privatwirtschaftliche Umgestal-
tung der GKV und eine Versiche-
rungspflicht mit Kontrahierungs-
zwang im Grundleistungsbereich,
das sind Kernpunkte im Programm
des Verbandes (weitere Informatio-
nen zum HB-Programm im Internet
unter www.hartmannbund.de).
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